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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Les deux Chambres ont approuvé une motion (Mo. Ad 92.057-3) de leur commission en
faveur de l'encouragement des énergies renouvelables prenant en considération avant
tout l'énergie solaire, la bioénergie, l'énergie du bois et les installations de chauffage.
Le chef du DFTCE avait pourtant proposé de classer cette motion au vu des efforts
déjà effectués dans le cadre d'«Energie 2000». 1

MOTION
DATUM: 01.12.1992
ANDRÉ MACH

Stillschweigend folgte der Ständerat in der Sommersession 2019 der einstimmigen
UREK-SR, die im vorangehenden Februar eine Motion mit dem Ziel eingereicht hatte,
die langfristige Stromversorgungssicherheit in der Schweiz sicherzustellen und dabei
eine Klärung der Verantwortlichkeiten vorzunehmen. Die Energiekommission hatte die
künftige Versorgungssicherheit in der Schweiz als unsicher erachtet, da mit dem
vorgesehenen mittelfristigen Atomausstieg ein erheblicher Teil der inländischen
Stromproduktion wegfallen wird und gleichzeitig noch kein Stromabkommen mit der EU
abgeschlossen worden ist, welches eine vollständige Teilnahme am EU-
Strombinnenmarkt ermöglichen würde und das Problem der Versorgungssicherheit
entschärfen könnte. Bei der Planung müsse deshalb auch vom Szenario ausgegangen
werden, dass kein Abkommen mit der EU zustande kommt, erklärte die Kommission.
Der Bundesrat dürfe zudem die sinkende Exportfähigkeit der Nachbarländer nicht
unterschätzen, da auch diese Umwälzungen in ihren Energiesystemen durch den
Ausstieg aus Atom- und Kohleenergie durchleben würden. Als konkrete Forderung
nannte die Kommission deshalb, dass der Bundesrat im Rahmen der Revision des
Stromversorgungsgesetzes (StromVG) eine Marktordnung unterbreitet, welche eine
angemessene Stromproduktion im Inland anstrebt, um eine langfristige
Versorgungssicherheit zu erreichen. Diese Marktordnung soll dabei die Ziele der
Energiestrategie 2050 sowie jene zur Senkung des CO2-Ausstosses beachten. Zur
Erreichung des angestrebten Zuwachses der Investitionen in erneuerbare Energien
bedürfe es deshalb auch der Ausarbeitung neuer Förderinstrumente, welche die
bestehenden und im Jahr 2023 auslaufenden Massnahmen ersetzen. Um für
Entscheidungs- und Planungssicherheit zu sorgen, sollen zudem die
Verantwortlichkeiten im Bereich der Stromversorgungssicherheit gesetzlich geklärt
werden.
Die Kommission hatte ihre Forderungen mit einem Bericht der ELCOM vom Mai 2018
untermauert, in welchem die Elektrizitätskommission gemahnt hatte, dass vor allem
fürs Winterhalbjahr weitere Massnahmen zu ergreifen seien, um zukünftig eine
angemessene Inlandsproduktion – angesichts des mittelfristig wegfallenden
Atomstroms und der bisher nicht erfolgten Umsetzung der Richtwerte beim Zuwachs
von Windenergie und Geothermie – zu erreichen. Auch der Bundesrat erachtete das
Anliegen als sinnvoll und möchte dieses in die laufenden Arbeiten bei der Ausarbeitung
des Marktmodells integrieren. 2

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARCO ACKERMANN

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Motion
seiner UREK zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für Investitionskontrollen bei
kritischen Infrastrukturen. Die grosse Kammer folgte dabei mit 138 zu 41 Stimmen bei
10 Enthaltungen einem Antrag Girod (gp, ZH) zwecks Rückweisung der Motion an die
Kommission. Wie Girod im Rat erklärte, sei man in der UREK-NR durch informelle
Gespräche zum Schluss gekommen, dass die ursprüngliche parlamentarische Initiative
Badran (sp, ZH; Pa.Iv. 16.498) der bessere Weg sei, um hiesige zentrale Infrastrukturen
vor der Kontrolle durch ausländische Investoren zu schützen. Es dürfe aufgrund dieser
Kommissionsmotion nicht zu einer weiteren Verzögerung der parlamentarischen
Initiative Badran kommen, da zeitnahes Handeln geboten sei. Eine gescheiterte SP-
Minderheit Nordmann (sp, FR) hatte gar verlangt, die Motion ganz abzulehnen, um der
Kommission das klare Signal zu geben, sich direkt mit der von beiden Kommissionen
angenommenen und von der Verwaltung vorbereiteten parlamentarischen Initiative zu
beschäftigen. Doch auch mit der Rückweisung wird sich die Kommission wieder
vorrangig mit der sistierten und weiter fortgeschrittenen Forderung Badran
beschäftigen müssen. 3

MOTION
DATUM: 16.12.2020
MARCO ACKERMANN
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Ende Januar 2021 zog die UREK-NR im Rahmen der Beratungen zur parlamentarischen
Initiative Badran (sp, ZH; Pa.Iv. 16.498) ihre eigene Motion zum Schutz kritischer
Infrastrukturen zurück. Die in der Motion verlangten Schutzmassnahmen würden – wie
der Bundesrat bereits ausgeführt hatte – mit der angenommenen Motion Rieder (mitte,
VS; Mo. 18.3021) bereits umgesetzt, erklärte die Kommission in ihrer Medienmitteilung. 4

MOTION
DATUM: 26.01.2021
MARCO ACKERMANN

Energiepolitik

La votation sur l’article constitutionnel sur l’énergie du 23 septembre 1990 a cependant
suscité beaucoup d'interrogations dans l'arène politique quant à la future politique
énergétique suisse. Ainsi les motions des groupes écologiste (Mo. 90.810), socialiste
(Mo. 90.735), indépendant-évangélique (Mo. 90.715) et de la conseillère nationale
Segmüller (pdc, SG) (Mo. 90.823) désirent-elles, pêle-mêle, une taxe énergétique, des
principes tarifaires (basés sur les coûts marginaux), des mesures de protection de
l'environnement, une diminution des importations d'électricité, un plafonnement des
participations helvétiques dans les centrales atomiques étrangères ainsi que des
objectifs quant à la consommation globale (à noter aussi les interpellations des députés
Steinegger (prd, UR) (Ip. 90.847) et Wanner (prd, SO) (Ip. 90.727) ainsi que le postulat du
CE Huber (pdc, AG) (Po. 90.724)). 5

MOTION
DATUM: 04.10.1990
BRIGITTE CARETTI

Gemäss Untersuchungen des Bundes ist die Stromversorgungssicherheit unter der
Energiestrategie 2050 auf absehbare Zeit gesichert. Um auch für extreme Situationen
gewappnet zu sein, wollte eine einstimmige UREK-NR mittels einer Motion im Rahmen
der Revision des StromVG eine zusätzliche strategische Reserve schaffen. Die
Kommission folgte damit einer Forderung des BFE, welche die Liberalisierung des
Strommarktes mit dieser Absicherung koppeln möchte. Der Bundesrat erachtete dieses
zusätzliche Sicherheitselement ebenfalls als sinnvoll und beantragte die Annahme der
Motion. In der Frühjahrssession 2018 nahm die grosse Kammer die Forderung
stillschweigend an. 6

MOTION
DATUM: 08.03.2018
MARCO ACKERMANN

Der Nationalrat nahm in der Sommersession 2019 eine Motion der Thurgauer
Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG) mit 114 gegen 77 Stimmen an. Die
Sozialdemokratin forderte im Vorstoss, die gesetzlichen Grundlagen dergestalt zu
präzisieren, dass für die Strombranche ein verpflichtender Grundschutz gegenüber
Gefahren wie Cyberangriffen oder Naturgewalten festgelegt wird. Sie begründete ihr
Anliegen mit der essenziellen Bedeutung einer stabilen Stromversorgung für das
Wohlergehen der Bevölkerung und für die Volkswirtschaft im Allgemeinen. Ein
Cyberangriff auf die Strombranche sowie ein grossflächiger Versorgungsunterbruch
hätten milliardenschwere Schäden für die Wirtschaft zur Folge. Der Bundesrat hatte im
Vorfeld erklärt, er unterstütze zwar die Stossrichtung der Motion, hatte aber vergebens
versucht, eine Mehrheit der grossen Kammer von den bereits laufenden oder
abgeschlossenen Arbeiten (wie beispielsweise den international etablierten Standards
für die Sicherheit von Informations- und Kommunikationstechnik IKT oder den
nationalen Strategien zum Schutz kritischer Infrastrukturen SKI und zum Schutz der
Schweiz vor Cyberrisiken NCS) zu überzeugen und eine Ablehnung der Motion zu
erreichen. 7

MOTION
DATUM: 04.06.2019
MARCO ACKERMANN

Entgegen dem Nationalrat lehnte der Ständerat in der Wintersession 2019 die Motion
Graf-Litscher (sp, TG) für die Schaffung eines gesetzlich verpflichtenden
Grundschutzes für kritische Strominfrastrukturen gegenüber Cyberangriffen und
relevanten Naturgefahren stillschweigend ab. Zuvor hatte die einstimmige UREK-SR wie
auch der Bundesrat dafür plädiert, die Motion abzulehnen. Kommissionssprecher
Martin Schmid (fdp, GR) erklärte in der kleinen Kammer, weder der Bundesrat noch die
ständerätliche Kommission stellten das Ziel der Motionärin infrage, sie sähen jedoch
den gesetzgeberischen Handlungsbedarf nicht mehr gegeben. So seien beispielsweise
mit der nationalen Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018–2022 oder mit
dem revidierten Energiegesetz, das erst nach Einreichen dieses Vorstosses in Kraft
getreten sei und das einige Anpassungen in den Bereichen Datensicherheit erfahren
habe, bereits ausreichende Massnahmen erarbeitet worden, um den Schutz dieser
wichtigen Infrastrukturen vor Cyberangriffen zu verbessern, erklärte Schmid im
Plenum. 8

MOTION
DATUM: 05.12.2019
MARCO ACKERMANN
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Der Nationalrat folgte in der Wintersession 2019 stillschweigend und diskussionslos
seiner Schwesterkammer und nahm eine Motion der UREK-SR an, die eine langfristige
Stromversorgungssicherheit in der Schweiz und eine Klärung der
Verantwortlichkeiten verlangte. Die vorberatende und ebenfalls einstimmig gesinnte
UREK-NR betonte die Wichtigkeit der Vorlage und verwies auf ihre eigene Motion
17.3970 («Revision des StromVG. Etablierung einer strategischen Reserve»), deren
Stossrichtung dieselbe war. Beide Geschäfte forderten die Sicherstellung der
langfristigen Stromversorgungssicherheit. Mittelfristig bis 2025 seien zwar
grundsätzlich keine Stromengpässe zu erwarten, langfristig bestünden aber viele
Unklarheiten, so zum Beispiel darüber, wie der Ausbau der Produktion in der Schweiz
und in Europa verlaufen werde, inwieweit die Schweiz in den EU-Strombinnenmarkt
eingebunden sein werde und wie stark ökologische Überlegungen der Dekarbonisierung
im Bereich der Klimapolitik Auswirkungen auf die Strombranche haben würden. Von
grosser Wichtigkeit sei daher vor allem die Beachtung des Zusammenspiels zwischen
Energie- und Klimapolitik. Mit der Annahme der Motion wird sich der Bundesrat dieser
zentralen Frage annehmen müssen. 9

MOTION
DATUM: 09.12.2019
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2020 verstrich die zweijährige Behandlungsfrist einer Motion
Estermann (svp, LU) betreffend die Zulassung von Leuchtmitteln in der Schweiz. Die
Luzerner SVP-Nationalrätin plädierte in ihrer Begründung dafür, den Konsumentinnen
und Konsumenten die Wahlfreiheit beim Leuchtmittelkauf zu gewähren. Die neuen
quecksilberhaltigen Sparlampen und die LED-Technologien mit hohem Blaulichtanteil
könnten negative gesundheitliche Langzeitwirkungen zur Folge haben. Die klassischen
und unbedenklichen Halogen- und Glühlampen sollten deshalb wieder zum Verkauf
zugelassen werden. Der Bundesrat argumentierte in seiner ablehnenden Haltung, dass
mit solchen Gerätevorschriften der Stromverbrauch gemäss dem EnG gesenkt werden
könne. Die Massnahme sei zudem mit EU-Recht inhaltlich abgeglichen, um
Handelshemmnisse und damit Kosten für Hersteller, Händler und Konsumenten zu
senken. Bezüglich den gesundheitlichen Bedenken sehe der Bundesrat gemäss
aktuellem Wissensstand keine Gefahr, sofern die handelsüblichen LED-Lampen
sachkundig verwendet würden. Ein entsprechendes Faktenblatt sei beim BAG
erhältlich. Mit Ablauf der Behandlungsfrist wurde die Motion im Herbst 2020
unbehandelt abgeschrieben. 10

MOTION
DATUM: 25.09.2020
MARCO ACKERMANN

La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil des Etats (CEATE-CE) a recommandé, à l'unanimité, le rejet d'une motion de la
CEATE-CN. Si la CEATE-CE s'aligne sur les préoccupations de sa commission sœur, elle
explique qu'une réserve stratégique est déjà prévue dans la loi fédérale sur
l'approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables (LApEl,
voir notre dossier). Elle précise également que le Conseil fédéral a adopté une
ordonnance sur une réserve hydroélectrique et validé le projet de centrale de réserve
de gaz à Birr. 
La motion a été tacitement rejetée par les sénateurs et les sénatrices, après avoir été
laissé en suspens durant quatre années. 11

MOTION
DATUM: 06.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion qui visait une révision de la sécurité d'approvisionnement en électricité a
été classée par le Conseil national dans le cadre de l'examen de la loi fédérale sur
l'approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables (MCF
21.047).

MOTION
DATUM: 15.03.2023
GUILLAUME ZUMOFEN
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Netz und Vertrieb

La chambre haute a transmis comme postulat la motion Loretan (prd, AG) (Mo.
92.3019) qui charge le Conseil fédéral de modifier la loi concernant les installations
électriques de telle sorte que les PTT indemnisent de manière adéquate les cantons et
les communes lors de l'établissement des lignes téléphoniques et télégraphiques
souterraines dans le domaine public. 12

MOTION
DATUM: 09.06.1992
ANDRÉ MACH

Eine Motion Vitali (fdp, LU) strebte mit der Anpassung von Eichfristen bei Messmitteln
einen „Bürokratieabbau“ an: Aufgrund neuer Technologien sei es heute wesentlich
seltener notwendig, Messinstrumente zu eichen, als es gesetzlich vorgegeben sei. Mit
einer Vergrösserung der Eichintervalle könnten auch Kosten gesenkt werden. Nachdem
der Nationalrat die Motion im Dezember 2016 stillschweigend angenommen und die
WAK-SR ihrem Rat einstimmig empfohlen hatte, die Motion anzunehmen, gab es im
September 2017 auch im Ständerat keine Wortmeldungen und Gegenanträge. 13

MOTION
DATUM: 18.09.2017
NIKLAUS BIERI

Eine angenommene Motion Vitali (fdp, LU) wurde in der Herbstsession 2020 im
Zusammenhang mit dem jährlichen Bericht des Bundesrates zu Motionen und
Postulaten der gesetzgebenden Räte im Jahr 2019 abgeschrieben. Die Anpassung von
Eichfristen bei Messmitteln wurde dergestalt angepasst, dass die Eichintervalle
vergrössert und Verfahren vereinfacht werden. Wie der Bundesrat in seiner Botschaft
festhielt, wurden die entsprechenden Verordnungen des EJPD für Längenmessmittel,
Messanlagen und Messmittel für Flüssigkeiten ausser Wasser, Messmittel für thermische
Energie und Gasmengenmessmittel angepasst. Die Änderungen sollen im Jahr 2021 in
Kraft treten. Ebenfalls vereinfacht – jedoch unabhängig von der Motion – wurden die
Verfahren für die Überprüfung von Messmitteln für elektrische Energie, die schliesslich
auch die Einführung von sogenannten Smart Meters erleichtern sollte. Solche
intelligenten Stromzähler können im Gegensatz zu klassischen Geräten auch
Nutzungsdaten übermitteln und sollen helfen, die Energie- und Netzeffizienz zu
steigern. 14

MOTION
DATUM: 17.09.2020
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2021 wies der Ständerat eine Motion Müller (fdp, LU) der UREK-SR
zur Vorberatung zu. Der Luzerner Ständerat verlangte, dass die
Stromherkunftskennzeichnung eine zeitnahe Übereinstimmung aufweist und neu
jedes Quartal oder monatlich statt auf Basis eines jährlichen Zyklus aktualisiert wird.
Stromlieferanten sollen so die Zusammensetzung ihrer angebotenen Elektrizität
präziser ausweisen müssen, was beispielsweise den ökologischen Mehrwert von
Solarstrom im Winter stärker hervorheben könne. Die Kommission soll sich dieser Frage
im Rahmen der Revision des Stromversorgungsgesetzes annehmen und womöglich mit
Pilotprojekten Erfahrungen sammeln. Der Bundesrat hatte ebenfalls die Annahme der
Motion beantragt. 15

MOTION
DATUM: 28.09.2021
MARCO ACKERMANN

Afin de renforcer la transparence relative à la provenance de l'électricité, et permettre
ainsi aux consommateurs finaux de prendre conscience que l'origine et la source
d'énergie qu'ils consomment varient selon les périodes de l'année, le député Damian
Müller (plr, LU) a déposé une motion qui propose de réduire la période de référence de
marquage de l'électricité. Il propose que la période de référence qui atteste de
l'origine et de la source d'énergie soit trimestrielle ou mensuelle, au lieu d'annuelle. 
La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie
(CEATE-CE) a recommandé, à l'unanimité, une adoption de la motion. D'après la CEATE-
CE, une réduction de la période de référence garantirait aux consommateurs finaux une
compréhension plus précise de l'origine de l'électricité. Elle cite par exemple la
difficulté, en Suisse, à produire de l'énergie renouvelable en hiver, et par conséquent la
nécessité d'importer une partie de cette énergie afin de garantir l'approvisionnement
énergétique en hiver. Après avoir transmis la motion à la commission compétente, elle
a été tacitement adoptée par la chambre haute. 16

MOTION
DATUM: 08.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national (CEATE-CN) a également recommandé à l'unanimité d'adopter la
motion. Elle soutient la volonté de la motion d'augmenter la transparence dans la
provenance de l'électricité. Plus précisément, elle considère qu'un marquage
trimestriel est une première étape à court-terme. A long-terme, et selon les progrès
techniques, elle préconise un marquage mensuel, journalier, ou même horaire. 
Le Conseil national a adopté tacitement la motion. 17

MOTION
DATUM: 13.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

D'après le député Jürg Grossen (pvl, BE), l'augmentation de la production d'énergie
renouvelable va également augmenter les besoins de flexibilité sur le réseau électrique.
En outre, ce renforcement des besoins en flexibilité risque d'être accru avec le non-
accord sur le marché de l'électricité avec l'Union européenne (UE) et la décentralisation
de la production électrique, avec des consommateurs également producteurs. Par
conséquent, il préconise une meilleure intégration des acteurs de petite ou moyenne
taille sur le marché de l'énergie de réglage. Actuellement, les conditions d'entrée sur
le marché de l'énergie de réglage sont adaptées uniquement à l'énergie hydraulique.
Ces conditions empêchent de facto une intégration des petits et moyens acteurs du
marché de l'énergie. Dans son argumentaire, le député rappelle également que le
Conseil fédéral avait souligné le potentiel d'une extension du marché de l'énergie de
réglage dans sa réponse au postulat 16.3890.
Pour sa part, le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. Il a d'abord précisé
que des discussions, sur la thématique de la flexibilisation du système électrique
étaient en cours au Parlement avec les débats sur la réforme de l'énergie (MCF 21.047).
Ensuite, il a indiqué que la responsabilité du marché de l'énergie de réglage relevait du
réseau Swissgrid, comme convenu dans la loi sur l'approvisionnement en énergie
(LApEl). Finalement, il a précisé qu'une participation directe des petits et moyens
acteurs n'était techniquement et logistiquement pas faisable.
Au Conseil national, la motion a été largement adoptée par 156 voix contre 27 et 7
abstentions. Uniquement des députés et députées UDC se sont opposées à la motion. 18

MOTION
DATUM: 21.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

En 2020, le groupe UDC a déposé une motion pour forcer le Conseil fédéral a signé des
accords techniques dans le secteur de l'énergie avec les États voisins, malgré
l'incertitude qui plane sur l'accord institutionnel avec l'Union européenne (UE). Le
groupe UDC considère que de tels accords deviennent indispensables pour garantir la
stabilité du réseau électrique et sécuriser l'approvisionnement énergétique en Suisse.
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé qu'une loi fédérale relative à un
approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables (LApEl)
était en cours d'élaboration et que l'Office fédéral de l'énergie (OFEN) surveillait
constamment la sécurité de l'approvisionnement énergétique. 
En décembre 2022, la motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai
imparti. 19

MOTION
DATUM: 16.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Wasserkraft

Le Conseil national a transmis une motion de sa commission de l'environnement qui
demande au Conseil fédéral, conformément à la requête d'une initiative du canton du
Valais (Iv.ct. 90.203) approuvée par les deux Chambres, d'élaborer une loi instaurant
une responsabilité civile illimitée des exploitants d'installations hydro-électriques. 20

MOTION
DATUM: 16.12.1992
ANDRÉ MACH

La chambre haute a transmis comme postulat la motion Schüle (prd, SH) (Mo. 92.3199)
qui charge le Conseil fédéral d'entamer la révision de la loi fédérale sur l'utilisation
des forces hydrauliques afin de supprimer la limitation fédérale de la redevance
annuelle. Le Conseil national a fait de même avec les motions Columberg (pdc, GR) (Mo.
92.3279) et Danuser (ps, TG) (Mo. 92.3274) dont les objectifs étaient similaires à celle de
Kurt Schüle. 21

MOTION
DATUM: 18.12.1992
ANDRÉ MACH
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Le Conseil des Etats a approuvé une motion du Conseil national qui charge le Conseil
fédéral d'instaurer une responsabilité civile illimitée pour les exploitants d'installations
hydro-électriques, analogue à celle en matière nucléaire; cette motion fait suite à une
initiative du canton du Valais adoptée par les deux Chambres fédérales. 22

MOTION
DATUM: 16.06.1993
ANDRÉ MACH

Mit Verweis auf den im Jahr 1975 aufgenommenen heutigen Artikel 76 Absatz 3 der
Bundesverfassung verlangte SVP-Ständerat Hannes Germann (SH) mit einer Motion, dass
bei einer Interessenabwägung zwischen Schutz- und Nutzungsinteressen die
verfassungskonforme angemessene Restwassermenge vorrangig betrachtet wird. Der
Bundesrat soll dazu dem Parlament eine Vorlage unterbreiten, welche das BAFU bei
einem Entscheid über die Bewilligung einer Erweiterung, Erneuerung oder Sanierung
einer Wasserkraftanlage dazu verpflichtet, Sach- und Rechtslagen vorzulegen.
Namentlich sollen dazu sowohl die energetischen als auch die finanziellen
Auswirkungen für angemessene Restwassermengen, für Mindestrestwassermengen und
für Einsparungen bei Restwassersanierungen geprüft und publiziert werden. 
Im Rat argumentierte der Schaffhauser, dass es im Grunde genommen nichts
Schlimmeres gäbe, als «einen Staudamm und nachher ein Rinnsal, bei dem man das
Gefühl hat, hier kann wirklich nicht mehr viel leben». Als Alternative für solche Rinnsale
nannte Germann das Potenzial bei der Fotovoltaik auf Schweizer Dächern und Fassaden
sowie die eliminierbaren Energieverluste im Gebäudebereich. 
Der Bundesrat stimmte in seiner Stellungnahme dem Motionär zu, dass bei der
Fotovoltaik und im Gebäudebereich noch erhebliches Potenzial bestehe. Die Motion
beantragte der Bundesrat jedoch zur Ablehnung, da der Vorschlag dazu führen würde,
dass es auch im Rahmen von konzessionsunabhängigen Bautätigkeiten aufgrund des
Vorrangs der Schutzinteressen zu Eingriffen in die wohlerworbenen Rechte der
Wasserkraftwerkbetreiber käme. Solche Eingriffe müssten die Kantone nach geltendem
Recht entschädigen. Die Alternative, die Kosten für die Schutzmassnahmen auf die
Betreiber zu überwälzen, würde den verfassungsmässigen Grundsätzen von Treu und
Glauben, der Eigentumsgarantie sowie der Wirtschaftsfreiheit zuwiderlaufen. Der
Bundesrat erklärte zudem die bereits unternommenen Schritte zur Verbesserung der
Artenvielfalt und Biodiversität, verwies jedoch auf den langen Zeithorizont für deren
Umsetzung. So müssen Betreiber von Wasserkraftwerken beispielsweise bei Neubauten
oder Konzessionserneuerungen die angemessenen Restwassermengen einhalten. Da
jedoch erst etwa ein Zehntel aller Anlagen eine Konzessionserneuerung erfahren hat,
werde es noch gut achtzig Jahre dauern bis alle Anlagen neu konzessioniert sind,
erklärte Bundesrätin Simonetta Sommaruga im Rat. Allgemein betrachtet stellte die
Energieministerin fest, dass «wir [der Bundesrat und der Motionär] nicht wirklich
Differenzen haben». Sie plädierte aber dafür, das Pendel zwischen Nutzungs- und
Schutzinteressen nicht auf eine Seite zu schlagen und damit «einen über lange Zeit
erarbeiteten Kompromiss, den viele mittragen können», zu gefährden. Überzeugt von
den Argumenten der Bundesrätin zog Germann sein Anliegen in der Ratsdebatte im
Sommer 2020 zurück. 23

MOTION
DATUM: 03.06.2020
MARCO ACKERMANN

Kernenergie

Au niveau fédéral, une motion Fischer (prd, AG) (Mo. 91.3016), cosignée par 69 députés
des partis bourgeois, demandant une révision partielle de la législation sur l'énergie
nucléaire afin de faciliter les procédures d'autorisation pour la création de dépôts
pour déchets radioactifs, a été adoptée par le Conseil national. 24

MOTION
DATUM: 26.11.1991
ANDRÉ MACH

Après le Conseil national, le Conseil des Etats a approuvé la motion Fischer (prd, AG)
(Mo. 91.3016) qui demande une révision partielle de la législation sur l'énergie nucléaire
afin de simplifier et d'accélérer les procédures d'autorisation pour la construction de
dépôts de déchets radioactifs. Cependant, la chambre des cantons n'a accepté comme
motion que la première partie du texte. La deuxième partie qui proposait de réduire les
compétences des cantons dans les procédures d'autorisation, a été transmise comme
postulat. 25

MOTION
DATUM: 10.06.1992
ANDRÉ MACH

01.01.65 - 01.01.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Erdöl und Erdgas

Afin de répondre à l'augmentation de l'approvisionnement en gaz, notamment en
biogaz et en gaz synthétiques, Kurt Egger (vert-e-s, TG) a déposé une motion pour
introduire des garanties d'origine du gaz. Selon le député, une base légale est
nécessaire pour que le gaz ne soit pas exonéré de droit de douane en Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a expliqué que l'article 9, alinéa 5, de la
loi sur l'énergie (LEne) permettait déjà de garantir l'origine des agents énergétiques,
tels que le gaz. De plus, l'Office fédéral de l'énergie (OFEN) et l'Office fédéral de
l'environnement (OFEV) collaborent pour la création d'un registre pour les garanties
d'origine. Selon l'avancée des travaux, ce registre, compatible avec ceux de l'Union
européenne (UE), entrerait en fonction en janvier 2025. 
Étant donné les clarifications du Conseil fédéral, Kurt Egger a retiré la motion. 26

MOTION
DATUM: 23.05.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die im Juni von der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrats
(UREK-NR) eingereichte Motion Elektromobilität (Masterplan für eine sinnvolle
Entwicklung) beauftragt den Bundesrat, einen Masterplan für die beschleunigte
Marktdurchdringung des elektrisch motorisierten Individualverkehrs zu erarbeiten.
Dabei soll das Augenmerk vor allem auf die Bedarfsplanung, die Grundlagenforschung
und die Vorbildfunktion des Bundes gelegt werden. Die Regierung soll weiter
Möglichkeiten zur Deckung des Strombedarfs des Mobilitätssektors gemäss
Energiestrategie 2050 aufzeigen und wo notwendig Pilotprojekte lancieren. Der
Bundesrat begrüsste das Vorhaben, da es seine diesbezüglichen Bestrebungen politisch
besser abstütze. National- und Ständerat nahmen den Vorstoss an. 27

MOTION
DATUM: 13.12.2012
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Im September 2019 reichte Nationalrat Karl Vogler (csp, OW) eine Motion ein, mit der er
den Bundesrat aufforderte, einen Aktionsplan zur «Digitalisierung des geologischen
Untergrunds» zu erarbeiten. Vogler war generell der Ansicht, dass in der Schweiz zu
wenig digitale Daten und Informationen über den Untergrund erfasst seien. Gemäss
Vogler bräuchten aber verschiedene Akteure diese Daten; beispielsweise bei
unterirdischen Infrastrukturprojekten (Bauten, Netze, Mobilität), der Gewinnung von
Georessourcen (Energie, Wasser, mineralische Rohstoffe) oder der Lagerung von
Abfällen (CO2-Speicherung und radioaktive Abfälle). Der Bundesrat empfahl die
Annahme der Motion. Der Nationalrat nahm sie in der Sommersession 2020
stillschweigend an. 28

MOTION
DATUM: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Frühjahressession 2021 befasste sich der Ständerat mit einer Motion Vogler (csp,
OW) zur Digitalisierung des Untergrunds. Die Motion, mittlerweile übernommen von
Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO), möchte die Regierung damit beauftragen, einen
Aktionsplan zur Digitalisierung des geologischen Untergrundes zu erstellen. Damit sollen
Investitionen für unterirdische Infrastrukturen (beispielsweise das Projekt Cargo sous
Terrain), die Gewinnung von Georessourcen sowie die Lagerung von Abfällen erleichtert
werden. 
Die UREK-SR hatte dem Ständerat eine Änderung des Motionstextes vorgeschlagen.
Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) erklärte, die Kommission sei dabei auf
einen 2018 veröffentlichten Bericht in Erfüllung eines Postulates Vogler – zum selben
Thema wie die Motion – eingegangen. Darin hatte der Bundesrat festgehalten, dass
einerseits die Regelung des Untergrundes und der diesbezüglichen geologischen Daten
grundsätzlich im Zuständigkeitsbereich der Kantone, andererseits der überwiegende
Teil geologischer Daten in der Datenherrschaft von Privaten liegt. Um diesen
Feststellungen gerecht zu werden, hatte die Kommission den Motionstext ergänzt, um
klarzustellen, dass der Bund bei der Digitalisierung des Untergrunds eng mit den
Kantonen zusammenarbeiten und die Interessen der Eigentümer von geologischen
Informationen berücksichtigen soll. Bundesrätin Viola Amherd sprach sich im Namen
der Regierung für eine Annahme der Motion, inklusive der von der UREK-SR
vorgeschlagenen Änderungen, aus und der Ständerat hiess sie in dieser geänderten

MOTION
DATUM: 16.03.2021
ELIA HEER
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Form stillschweigend gut. Als nächstes wird sich noch einmal der Nationalrat mit dem
Vorstoss befassen. 29

Nachdem sich der Nationalrat bereits im Juni 2020 mit einer Motion Vogler (csp, OW)
betreffend die Digitalisierung des Untergrunds beschäftigt und sie damals
gutgeheissen hatte, erschien diese in der Sondersession im Mai 2021 erneut auf seiner
Agenda, da der Ständerat die Motion nur mit einer Änderung des Motionstextes
angenommen hatte. Der Nationalrat nahm die Motion in der Fassung der kleinen
Kammer stillschweigend an. 30

MOTION
DATUM: 05.05.2021
ELIA HEER

Wohnungsbau und -eigentum

À la suite du Conseil national, le Conseil des Etats a adopté la motion de la CEATE-CN
demandant l’introduction dans le droit du bail du principe selon lequel les
améliorations écologiques constituent des prestations supplémentaires, c’est-à-dire
excédant le simple maintien en état de la chose louée. Afin de prévenir les abus
possibles, on introduira également une liste des mesures considérées comme des
améliorations écologiques. Il s’agit d’inciter les propriétaires à mettre en œuvre des
mesures d’économie d’énergie en leur permettant d’en reporter le coût sur les loyers.
Le Conseil des Etats ayant, sur proposition de sa commission, procédé à une
modification formelle du texte de la motion CEATE-CN, celle-ci est retournée au
Conseil national où elle a été approuvée sans discussion. 31

MOTION
DATUM: 11.06.2007
NICOLAS FREYMOND

Neben drei weiteren, thematisch verwandten Anliegen – namentlich zwei
Standesinitiativen und einer Motion der WAK-NR – befasste sich die WAK-SR im Januar
2017 mit einer Motion der RL-Fraktion, welche die teilweise und zeitlich beschränkte
Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung im Falle energetischer Sanierungen
verlangt. Das im 2009 eingereichte Anliegen war vor den Beratungen zur
Energiestrategie im Sommer 2011 bereits vom Nationalrat angenommen worden. Der
Bundesrat hatte sich, mit Berufung auf die Rechtsprechung des Bundesgerichts,
wonach der Eigenmietwert nicht tiefer als 60% einer vergleichbaren Marktmiete
ausfallen darf, da eine Gleichbehandlung zwischen Mieterschaft und Eigentümern bei
Unterschreitung dieses Grenzwertes nicht mehr länger gegeben wäre,
dagegengestemmt. Eine teilweise Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung würde
dazu führen, dass Letztere gegenüber der Mieterschaft übermässig begünstigt würden.
Aus anderen Gründen empfahl nun die ständerätliche Wirtschaftskommission die
Ablehnung des Anliegens: Die WAK-SR beschloss, einstimmig bei einer Enthaltung, die
Einreichung einer parlamentarischen Initiative mit der Forderung nach der generellen
Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung für den Erstwohnsitz (17.400). Aufgrund
dessen und in Anbetracht der im Rahmen der Energiestrategie 2050 bereits
beschlossenen steuerlichen Abzugsmöglichkeiten im Falle energetischer Sanierungen
empfahl die Kommission der Kantonskammer die Motion einstimmig zur Ablehnung. 32

MOTION
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

Zeitgleich mit Beschluss seiner ablehnenden Haltung gegenüber zwei Standesinitiativen
mit ähnlichen Forderungen empfahl die WAK-SR ihrem zweitberatenden Rat im Januar
2017 einstimmig die Ablehnung einer Motion der WAK-NR aus dem Jahr 2009, welche
den Steuerabzug für energetische Sanierungen älterer Bauten über mehrere Jahre
erlauben wollte. Mit im Rahmen der Energiestrategie 2050 beschlossenen Änderungen
dürften durch energetische Sanierungen verursachte Kosten nun in zwei aufeinander
folgenden Jahren steuerlich abgezogen werden. Die Fraktionsmotion geht zurück auf
eine gleichlautende Motion Leutenegger (fdp, ZH) aus dem Jahr 2007, die in einen
Prüfungsauftrag umgewandelt worden war, womit sich die WAK-NR nicht zufrieden
gezeigt hatte. Im Sommer 2009 war der Nationalrat seiner Kommission gefolgt und
hatte als Erstrat die Annahme der Motion beschlossen. 33

MOTION
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER
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Umweltschutz

Gewässerschutz

La CEATE-CN veut protéger les droits immémoriaux et clarifier les conditions
s'agissant des débits résiduels comme elle le demande dans une motion défendue en
chambre par Pierre-André Page (udc, FR) et Nicolo Paganini (centre, SG). S'agissant du
premier aspect, les rapporteurs ont rappelé que les droits immémoriaux — qui
concernent l'octroi à des particuliers de droits sans limitation de temps sur des cours
d'eau ou des anciennes concessions —  étaient originellement protégés par la
Constitution d'avant 1999. Selon divers avis de droit présentés par la majorité de la
commission, ce droit, qui concerne les propriétaires de certaines centrales
hydroélectriques, serait à considérer comme un droit constitutionnel non écrit. Ce
n'est pas l'avis du Tribunal fédéral qui, dans un arrêt, l'a, au contraire, jugé
anticonstitutionnel, au vu de la Constitution de 1999. Cette position est également
partagée par le Conseil fédéral, pour qui «un droit d'eau perpétuel sans limitation
temporelle contreviendrait au principe de la souveraineté de l'Etat sur les eaux
publiques garanti par la Constitution». Il a donc proposé à la chambre basse de rejeter
ce premier point. En cas d'acceptation, le conseiller fédéral Albert Rösti a toutefois
promis qu'une solution serait trouvée et discutée avec la commission de la deuxième
chambre pour respecter la Constitution.
Quant au deuxième aspect, la majorité de la commission de l'environnement de
l'aménagement du territoire et de l'énergie souhaite que les détenteurs de droits
immémoriaux respectent les prescriptions en matière d'assainissement et en matière
de débit résiduel minimal, afin de les mettre sur un pied d'égalité avec les concessions
de droit public. Ce point-là est soutenu par le Conseil fédéral. 
S'opposant à l'entier du projet, Beat Flach (pvl, AG), au nom de la forte minorité (12 voix
contre 13), a exposé son scepticisme quant à la préservation d'un droit provenant de
l'ère industrielle. La plupart des cantons l'ont aboli pour faire place à un régime de
concession qui fonctionne parfaitement. Le fait que ce droit ait disparu de la
Constitution de 1999 permet, d'une part, de clarifier les choses – les cours d'eau
appartiennent aux cantons – et, d'autre part, de faire marcher la concurrence lors de
l'attribution des concessions.
A l'issu des votes, le premier point de la motion a été refusé par 97 voix contre 94,
tandis que le deuxième a été accepté par 97 voix contre 95. Les voix de quelques élu.e.s
des groupe du Centre et du PLR ont fait la différence. 34

MOTION
DATUM: 06.06.2023
KAREL ZIEHLI

Luftreinhaltung

Le groupe libéral-radical appelle, par le biais d'une motion, à une réduction de la
charge administrative dans les lois sur le CO2 et sur l'énergie. Il confie comme
mission, à l'OFEV et à l'OFEN, l'harmonisation et la simplification de la mise en œuvre
des outils permettant aux entreprises d'échapper à la taxe sur le CO2 et au supplément
réseau. Le Conseil fédéral devra éliminer les écarts dus aux différences entre les
périmètres systèmes et entre les modalités détaillées de mise en œuvre des deux lois.
Actuellement, les entreprises peuvent éviter d'être taxées en mobilisant trois
instruments (les droits d'émission et les deux types de conventions d'objectifs) relevant
de textes différents. Par conséquent, il existe pour chaque entreprise neuf dispositifs
possibles. Selon la loi concernée, les textes d'exécution des conventions d'objectifs
divergent au niveau des périmètres systèmes, des périodes d'exemption, des bases de
justification, des systèmes d'objectifs, des procédures de surveillance et des services
compétents. Pour contenir cette bureaucratie, il faudrait remplacer les modalités
détaillées par des objectifs clairs. 
Le Conseil fédéral propose d'accepter la motion. Il se déclare disposé à procéder à des
simplifications. Il vise l'harmonisation de la mise en œuvre des modèles cantonaux pour
les grands consommateurs. Le Conseil national a suivi l'avis du Conseil fédéral, sans
discussion. 
La CEATE-CE propose à l'unanimité à son conseil d'adopter la motion. Celui-ci soutient
la position de la commission. Ainsi, le Conseil fédéral est chargé de faire en sorte que,
après 2020, les conditions régissant l’application des conventions d’objectifs soient
simplifiées et harmonisées dans le cadre de la législation sur le CO2 et sur l’énergie. 35

MOTION
DATUM: 15.03.2016
DIANE PORCELLANA
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Bodenschutz

Die FDP-Liberale Fraktion forderte den Bundesrat im September 2020 mittels einer
Motion dazu auf, ein schweizweites Programm zur Erforschung des Untergrunds zu
erarbeiten, und verfolgte damit ein ähnliches Anliegen wie zuvor Nationalrat Karl Vogler
(csp, OW; Mo. 19.4059). Damit will die FDP-Liberale Fraktion die Datengewinnung über
den Untergrund vorantreiben, womit die Voraussetzungen geschaffen werden sollen,
um den Untergrund für die Ressourcengewinnung (bspw. Wärme), für die Speicherung
(bspw. CO2) und für die Infrastrukturverlagerung (vor allem Verkehr) nutzen zu können.
Diese Nutzung sei vor allem im Hinblick auf die Erreichung der Schweizer Klimaziele
wichtig, denn nur so könne das Ziel von Netto-Null-Treibhausgasemissionen bis 2050
erreicht werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Der Nationalrat
stimmte ihr in der Wintersession 2020 stillschweigend zu. 36

MOTION
DATUM: 18.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befand in der Sommersession 2021 über einen Vorstoss der
FDP.Liberalen-Fraktion zur Erforschung des Untergrunds. Die vorberatende UREK-SR
hatte die Motion ganz knapp zur Ablehnung empfohlen. Für die Kommissionsmehrheit
erläuterte Daniel Fässler (mitte, AI), dass die Kommission zwar den potentiellen
wirtschaftlichen Nutzen des Untergrundes anerkenne; das nationale
Erkundungsprogramm, das hier gefordert werde, gehe aber zu weit und werde zu
gewaltigen Kosten führen. Die Kommissionsmehrheit befürworte vielmehr das
Vorgehen, das mit der Annahme der Motion Vogler (csp, OW; 19.4059) gewählt worden
war. Mit diesem Vorstoss werde sichergestellt, dass die bei den Kantonen und Privaten
bereits bestehenden Daten zusammengetragen und digitalisiert würden. Dies sei ein
notwendiger erster Schritt. Weitere Schritte müssten sorgfältig durchdacht werden, da
sich bei der Erforschung des Untergrunds heikle staatsrechtliche und
eigentumsrechtliche Fragen zu den Kompetenzen der Kantone und den Rechten der
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer stellten. Dieser Argumentation
widersprach Minderheitensprecher Müller (fdp, LU) und stellte fest, dass die in der
Motion der FDP.Liberalen geforderte Untersuchung für verschiedene Bereiche sehr
nützlich sein werde, beispielsweise für die Geothermie oder die Speicherung von CO2.
Mit dem Aktionsplan in Erfüllung der Motion Vogler würden ohnehin bereits Mittel für
die Untersuchung des Untergrundes bereitgestellt, weshalb die Annahme der Motion
nicht automatisch zu exorbitanten Mehrkosten führen werde, so Müller. Es gelte auch
zu bedenken, dass über die nach der Erkundung anstehenden Schritte wiederum das
Parlament entscheiden werde und es dort immer noch «Nein» zu weiteren Ausgaben
sagen könne. Dieser Argumentation pflichtete Bundesrätin Sommaruga bei. Weiter
versicherte sie, dass der Bundesrat die anstehenden Fragen selbstverständlich in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und bei Bedarf unter Einbezug der Kommissionen
angehen werde. Im Hinblick auf die Notwendigkeit, bis in einigen Jahren geologische
Speicherstätten für CO2 bereit zu haben, müsse die Schweiz mit diesen
Erkundungsarbeiten jedoch jetzt starten. Die kleine Kammer folgte diesem Votum der
Umweltministerin und nahm die Motion relativ deutlich mit 26 zu 14 Stimmen, bei einer
Enthaltung, an. 37

MOTION
DATUM: 15.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Allgemeiner Umweltschutz

Au Conseil des Etats, une motion Iten (plr, ZG), traitant également de la mise en place
d'une réforme fiscale écologique, a été transmise à la Ceate qui devra l’étudier
pendant les travaux préparatoires à l'élaboration d'un contre-projet aux initiatives
populaires «initiative solaire» et «initiative énergie et environnement». La motion, qui
sera donc traitée ultérieurement, réclame le maintien du taux de la fiscalité, une
imposition plus lourde du pollueur, un allégement du facteur de production travail, des
dispositions particulières pour les branches exportatrices utilisant beaucoup d'énergie
et des délais suffisants pour que les entreprises puissent s'adapter. 38

MOTION
DATUM: 29.04.1998
LAURE DUPRAZ
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Klimapolitik

Im Winter 2018 respektive im Herbst 2019 schrieben die Räte die Motion der FDP-
Liberalen mit dem Titel «Bürokratieabbau in der CO2- und Energiegesetzgebung.
Einheitliche Rahmenbedingungen für den Vollzug von Zielvereinbarungen» ab. Dies
geschah im Rahmen der Beratungen über das CO2-Gesetz. 39

MOTION
DATUM: 25.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

In Anbetracht des Energiemangels und der vom Bundesrat kommunizierten
Massnahmen zum Energiesparen reichte Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) im
September 2022 eine Motion ein, mit der sie eine Anpassung der Verordnung 1 zum
Arbeitsgesetz angehen wollte. Konkret forderte sie eine Flexibilisierung der
Verordnung, so dass neu auch eine Strommangellage als dringendes Bedürfnis für
Nacht- oder Sonntagsarbeit gelten soll. Dadurch könnten die Arbeitgebenden bei
zeitlichen Beschränkungen des Verbrauchs die Arbeitszeiten zum Beispiel so anpassen,
dass die Arbeit ausserhalb dieser Beschränkungen erledigt werden könnte. Der
Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen. Bereits mit den aktuellen Regelungen sei
es den Kantonen möglich, während sechs Monaten entsprechende
Arbeitszeitbewilligungen vorzunehmen. Der Ständerat behandelte das Geschäft im
Rahmen der Wintersession 2022. Ständerat Roberto Zanetti (sp, SO) stellte den Antrag
auf Zuweisung an die WAK-SR, damit diese die Motion vertieft vorprüfen kann. Er zog
den Antrag jedoch zurück, nachdem Motionärin Gmür-Schönenberger die Behandlung
der Motion in der Wintersession als dringlich bezeichnet hatte, da eine Regelung
bereits vor dem Winter nötig sei. Als Reaktion auf die bundesrätliche Antwort forderte
sie zudem eine schweizweite Lösung. Paul Rechsteiner (sp, SG) sprach sich in der Folge
für die bestehende Lösung und die Aufrechterhaltung des Schutzes der
Arbeitnehmenden aus. Der Ständerat nahm die Motion mit 22 zu 11 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) an. Wie bereits Paul Rechsteiner erwähnt hatte, wird die geforderte
Regelung damit aber für den Winter 2022/2023 nicht einsatzbereit sein – der
Nationalrat wird die Motion frühestens in der Frühjahrssession 2023 behandeln. 40

MOTION
DATUM: 13.12.2022
GIADA GIANOLA

Nachdem der Ständerat die Motion von Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU), die
eine Anpassung der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz verlangte, in der Wintersession
2022 angenommen hatte, beschäftigte sich der Nationalrat im Rahmen der
Frühlingssession 2023 mit dem Vorstoss. Kommissionssprecherin Petra Gössi (fdp, SZ)
erklärte in der Debatte, wie wichtig es sei, die Arbeitszeiten im Fall eines
Energiemangels zu flexibilisieren und damit für den kommenden Winter vorbereitet zu
sein. Folglich empfahl die Mehrheit der WAK-NR, die Motion anzunehmen.
Minderheitssprecher Cédric Wermuth (sp, AG) betonte hingegen, dass die
entsprechende Verordnung bereits jetzt genügend flexibel sei. Zum Beispiel erwähne
die Wegleitung des SECO zur Verordnung explizit, dass im Fall einer Energiemangellage
Ausnahmen bezüglich der Arbeitszeit möglich sind. Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD)
pflichtete Wermuth bei, dass eine Verordnungsänderung nicht nötig sei. Dennoch nahm
der Nationalrat die Motion mit 109 zu 72 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Einzig die SP-
und die Grünen-Fraktionen sprachen sich gegen den Vorstoss aus. 41

MOTION
DATUM: 02.03.2023
GIADA GIANOLA
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